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Von André Zuschlag

Das zensierte Foto eines Klein-
kindes auf Facebook sorgte 
für Aufmerksamkeit. Darun-
ter stand: „Liebe Mama, lieber 
Papa, wenn wir uns in 15 Jah-
ren zu Hause das Fotoalbum 
gemeinsam anschauen, dann 
kann ich bestimmt herzlich mit 
euch darüber lachen. Aber habt 
ihr schon mal darüber nachge-
dacht, dass ich mir selbst aussu-
chen möchte, wen ich mit ins Fo-
toalbum schauen lasse?“

Das Deutsche Kinderhilfs-
werk hatte das Foto auf Facebook 
veröffentlicht. Mit diesem Post 
startete es eine Kampagne, um 
Eltern darüber aufzuklären, was 
es bedeutet, wenn sie Fotos ihrer 
Kinder in den sozialen Medien 
wie Facebook oder Instagram 
hochladen oder über Whatsapp 
verbreiten. Schließlich haben 
auch Kinder Persönlichkeits-
rechte.

Rechtlich betrachtet kommt 
hier das „besondere Persönlich-
keitsrecht“ zum Tragen, in dem 
das Recht am eigenen Bild gesi-
chert ist. „Natürlich könnte man 
sagen, dass Eltern aufgrund ih-
res Sorgerechts im Namen der 
Kinder entscheiden dürfen, 
wenn sie Bilder von ihnen hoch-
laden“, sagt Stefan Dirks, Fach-
anwalt für Urheber- und Me-
dienrecht. „Aber so einfach ist 
es nicht.“ Zwar gilt das Sorge-
recht, bis die Kinder 18 Jahre 
alt sind, „allerdings gelten Min-
derjährige ab etwa 14 Jahren als 
einsichtsfähig. Ab dann dürfen 
auch die Eltern nicht ohne ihre 
Zustimmung Bilder hochladen“, 
sagt Dirks. Bis zu diesem Alter 
liegt die Verantwortung bei den 
Eltern, danach könnten sie sich 
mitunter strafbar machen, denn 
die Risiken können von den Kin-
dern dann eigenständig einge-
schätzt werden.

Das Ergebnis einer vom 
Kinderhilfswerk in Auftrag ge-
gebenen Studie kommt zu dem 
Schluss, dass einem Großteil der 
Eltern das Problembewusstsein 
für die Persönlichkeitsrechte ih-
rer Kinder fehlt. Demnach hole 
sich weniger als ein Drittel der 
Eltern die Erlaubnis ihrer Kin-
der ein, wenn sie ein Foto von 
ihnen posten wollen. „Viele tei-
len augenscheinlich unüberlegt 
Fotos von Kindern über soziale 
Netzwerke“, kritisiert Thomas 
Krüger, Präsident des Kinder-
hilfswerks.

Sind Fotos einmal im Netz, 
geht die Kontrolle darüber weit-
gehend verloren. Wenn die älter 

gewordenen Kinder von den El-
tern einmal verlangen, die einst 
ins Netz gestellten Fotos zu lö-
schen, können andere die Fotos 
da längst kopiert, verfremdet 
und verbreitet haben. Auch Un-
ternehmen können solche Fotos 
nutzen, um Informationen über 
Hobbys oder Gewohnheiten zu 
sammeln. Nicht zuletzt könnten 
Fotos in den Händen von Pädo-
philen landen, die sie auf ande-
ren Plattformen teilen.

Das Kinderhilfswerk hat des-
halb einige Tipps dazu veröf-
fentlicht, was Eltern beachten 
sollten. Etwa dass zu hochgela-
denen Fotos nicht gleichzeitig 
persönliche Daten der Kinder 
veröffentlicht werden sollten. 
Oder dass es für die Bildaus-
sage meist nicht zwingend not-
wendig ist, das Gesicht des Kin-
des zu zeigen.

Facebook 
beansprucht 
weltweite 
Nutzungsrechte
Generell sollte beim Hochladen 
von Inhalten auf soziale Medien, 
ob nun Bilder von den Kindern 
oder von sich selbst, klar sein, 
dass man gewisse Rechte abgibt. 
„Du gewährst uns eine nicht-
exklusive, übertragbare, unter-
lizenzierbare, gebührenfreie, 
weltweite Lizenz für die Nut-
zung jedweder IP-Inhalte, die 
du auf bzw. im Zusammenhang 
mit Facebook postest“, heißt es 
in den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen von Facebook, de-
nen Nutzer durch die Anmel-
dung zustimmen; sie erteilen 
der Plattform das sogenannte 
einfache Nutzungsrecht für al-
len Medien, die sie hochladen.

„Soziale Medien wie Facebook 
funktionieren nur so, dass die 
Nutzer gewisse Rechte an das 
Unternehmen abgeben“, sagt 
der Jurist Dirks. So wird etwa das 
eigene Profilbild, wenn jemand 
einen Inhalt geteilt hat, benutzt, 
um es für andere sichtbar zu 
machen. „Wenn Facebook al-
lerdings anfangen würde, Wer-
bungen mit Profilbildern von 
Nutzern zu schalten, wäre das 
rechtswidrig. Denn damit kann 
ein Nutzer im Traum nicht rech-
nen“, sagt Dirks.

Ein anderer, noch recht jun-
ger Aspekt, der soziale Medien 
betrifft, dreht sich um die Ju-
gendformate der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstal-
ten. Solche Plattformen wie 
etwa „funk“ von ARD und ZDF 

oder „Bremen Next“ verbrei-
ten ihre Inhalte in großen Tei-
len über soziale Medien. Wenn-
gleich die privaten Medienun-
ternehmen solche Angebote 
heftig kritisieren, weil damit die 
Unternehmen wie Facebook ge-
stärkt würden, ist das zumindest 
rechtlich problemlos. „Da weder 
private noch öffentliche Nutzer 
Facebook Geld bezahlen, um die 
Plattform zu nutzen, kann man 
auch nicht sagen, dass Facebook 
auf Umwegen gebührenfinan-
ziert würde“, sagt Dirks.

Der öffentlich-rechtliche 
Runkfunk sieht in der Präsenz 
in den sozialen Medien eine 
Notwendigkeit. „Wenn wir un-
sere Zielgruppe erreichen wol-
len, müssen sie da hin, wo Jün-
gere unterwegs sind. Das sind 
eben soziale Medien wie Face-
book oder Instagram“, sagt Mi-
chael Glöckner von Radio Bre-
men. Bei Bremen Next versuche 
man, die Angebote immerhin 
auf möglichst viele soziale Me-
dien zu verteilen, um nieman-
den zu bevorteilen. An den sozi-
alen Medien jedoch führe kein 
Weg vorbei, denn es besuche 
schlicht fast niemand die Me-
diathek von Bremen Next. „Na-
türlich ist das unser Ziel, aber 
in diesem Dilemma stecken wir 
nun mal“, sagt Glöckner.

Darüber hinaus könnten auch 
die Facebook-Seiten der öffent-
lich-rechtlichen Sender schon 
bald vor dem Aus stehen. Der-
zeit läuft vor dem Europäischen 
Gerichtshof eine Klage des Un-
abhängigen Landeszentrums 
für Datenschutz Schleswig-Hol-
stein. Das hatte die Wirtschafts-
akademie Schleswig-Holstein 
aufgefordert, ihre „Fanpage“ auf 
Facebook zu deaktivieren, weil 
die Besucher der Seite nicht da-
rüber informiert würden, dass 
Facebook personenbezogene 
Daten darüber sammelt. Aus 
Sicht des Landeszentrums sei 
das ein datenschutzrechtlicher 
Verstoß, der auch in der Verant-
wortung des Fanpage-Betreibers 
liege und nicht allein bei Face-
book. Auch wenn es noch kein 
endgültiges Urteil gibt, schätzt 
der Jurist Dirks, dass das Ge-
richt der Ansicht des Landes-
zentrums folgen werde.

Dann wären Fanpages, wie 
es auch die Jugendformate der 
Rundfunkanstalten haben, in 
ihrer jetzigen Form unzulässig. 
„Gerade eine öffentlich-recht-
liche Rundfunkanstalt“, sagt 
Dirks, „hat auch eine Fürsorge-
pflicht für seine Zuschauer, der 
hier nicht nachgegangen wird.“

In sozialen Netzwerken wird vieles hochgeladen, auch öffentlich-
rechtliche Sender verbreiten mittlerweile Inhalte auf Facebook. 
Neben Fotos von sich selbst posten viele Menschen auch die ihrer 
Kinder. Rechtlich ist das problematisch
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Interview André Zuschlag

taz: Herr Lange, wann benötigen 
Baugemeinschaften und Wohnpro-
jekte Mediatoren?

Ralf Lange: Wenn Menschen ge-
meinsam ein Haus bauen und bewirt-
schaften möchten, geht das häufig 
nicht reibungslos vonstatten. In der 
Regel ist eine Mediation äußerst sel-
ten nötig. Die Lawaetz-Stiftung hatte 
als Projektentwicklerin von bislang 
fast 100 Baugemeinschaftsprojek-
ten noch keinen Mediationsfall. Ich 
selbst konnte als Mediator außerhalb 
meiner Arbeit als Baubetreuer der 
 Lawaetz-Stiftung bislang fünf Bauge-
meinschaften im Rahmen einer Me-
diation unterstützen. Meistens geht es 
dabei darum, dass die Gruppe einen 
schwierigen Klärungsprozess entwe-
der in Eigenregie oder mit externer 
Unterstützung organisiert.

Kriegt man das nicht alleine hin?
Ob die Gruppe diesen Ausgleich der 

Interessen ohne weitere Unterstüt-
zung von außen schafft, hängt stark 
von den handelnden Akteuren und 
deren Kompetenzen ab. Eine Media-
tion kann dabei helfen, in festgefah-
renen Situationen wieder Bewegung 
in den Klärungsprozess zu bringen.

Was sind typische Anlässe für 
Konflikte?

Da stellt sich zunächst die Frage: In 
welcher Phase des Bauprojekts befin-
den wir uns gerade? Am Anfang steht 
die Gruppen- und Ideenfindung. Hier 
kann es bereits unterschiedliche Inte-
ressen, Wünsche und Ziele der Initia-
toren geben. Diese möglichen Diffe-
renzen müssen transparent gemacht 
und ausgehandelt werden. Dann muss 
die Gruppe ein geeignetes Grund-
stück finden, auf das sich alle Betei-
ligten einigen können. Danach folgt 

die Planungsphase, die in enger Zu-
sammenarbeit mit Architekten, Bau-
betreuern und Fachplanern organi-
siert wird. Häufig lassen sich nicht 
alle Wünsche erfüllen, schließlich 
müssen Finanzierungen und Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen geklärt 
werden. Bei dieser Entwicklungsar-
beit können Spannungen, Irritatio-
nen und Frus trationen auftreten, die 
bei Bedarf im Rahmen einer Media-
tion bearbeitet werden können.

Und wenn das geklärt ist?
Auch in der Bauphase können Pro-

bleme auftreten. Wenn etwa die Auf-
träge nicht so ausgeführt werden, wie 
erwartet. Dort können häufig hohe 
Kostenrisiken entstehen. Und zuletzt 
können nach dem Einzug ganz klassi-
sche Konflikte auftreten wie etwa ru-
hestörender Lärm oder unterschied-
liche Sauberkeitsstandards. Da stellt 
sich dann vielleicht heraus, dass die 
Lebensgewohnheiten doch nicht so 
kompatibel sind, wie anfangs ge-
dacht. Wenn es hier in einer Bauge-
meinschaft zu Spannungen kommt, 
können mit dem Instrument der Me-
diation kreative Lösungen im Dialog 
gefunden werden. Nach meiner Über-
zeugung ist es durchaus ein Zeichen 
von Stärke, wenn die Gruppe anlassbe-
zogen MediatorInnen zur Unterstüt-
zung beauftragt.

Welches sind die Momente, in de-
nen die Gefahr eines Scheiterns sol-
cher Bauprojekte am größten sind?

Am Anfang ist die Stimmung übli-
cherweise gut, alle sind optimistisch 
und freuen sich über das anstehende 
Projekt, das gemeinsam gestaltet wer-
den soll. Das erste Nadelöhr erlebe ich 
bei der Wahl des Grundstücks und im 
Bewerbungsprozess. Das zweite bei 
der Wahl eines geeigneten Architek-
turbüros und bei der nachfolgenden 

Planung der Wohnungen. Viele Men-
schen versprechen sich von dem Pro-
jekt sehr viel. Wenn sich diese ho-
hen Erwartungen aber nicht erfül-
len lassen, weil das Grundstück oder 
der Bebauungsplan dies nicht zulas-
sen, kann es schwierig werden. Dann 
können vitale Partikularinteressen, 
die einen Kompromiss erschweren, 
im Wege stehen. Eine Kompromiss-
fähigkeit ist aber erforderlich, wenn 
das Projekt funktionieren soll.

Was machen Sie als Mediator 
dann? Die Leute darauf hinweisen, 
dass sie sich vielleicht gerade etwas 
egoistisch verhalten?

Nein, denn das wäre eine bewer-
tende und strafende Intervention, 
die nicht zur Haltung und Aufgabe 
der Mediation passt. Als Mediator 
muss ich für alle Beteiligten Empa-
thie entwickeln und deren Perspekti-
ven einnehmen können. Bei Baupro-
jekten gibt es vitale Eigeninteressen, 
die nachvollziehbar kommuniziert 
werden müssen. Zugleich geht es da-
rum, die Beteiligten in der Mediation 
zu einem Perspektivwechsel zu ermu-
tigen und sich in die Situation der an-
deren Beteiligten hinein zu versetzen. 
Dann können die Probleme auch wirk-
lich besprochen und bestenfalls ge-
klärt werden.

Wie geht das konkret?
Zum Beispiel, indem die sachli-

chen Kernpunkte eines Konfliktes in 
einer Themenliste zusammengefasst 
und dann in einem empathischen Di-
alog bearbeitet werden. Das Ziel einer 
Mediation ist dabei stets, dass die Par-
teien gemeinsam Kompromisse und 
Interessenausgleiche erarbeiten. Sind 
die Konflikte nicht im Zuge eines Inte-
ressenausgleiches zu klären, kann am 
Ende einer Mediation auch die Tren-
nung ein Thema sein.

„Bauen in der Gruppe bedeutet,  
auch mit Enttäuschungen zu leben“
Kollektive Bau- und Wohnprojekte laufen nicht immer harmonisch ab. Schon bei der Ideenfindung, aber auch bei der Finanzierung – oder gar 
durch ruhestörende Nachbarn nach dem Einzug – lauern Konflikte. Mediatoren können bei Problemen vermitteln

Infos für Prozessbegleiter
Wer Prozessbegleiter in Organisationen werden möchte, kann 
sich am Donnerstag den 18. Januar in Hamburg über einen 
Aufbaukurs der Lüneburger Mediationsstelle „Brückenschlag“ 
informieren, und zwar in der „Kaffeewelt“, Böckmannstraße 
3–4. Um Anmeldung wird gebeten, nähere Infos gibt es im Netz 
auf www.bs-lg.de. 

Mediationsinstanzen in Jobcentern?
Arbeitsmarktexperten fordern unter anderem die Einrichtung 
von vorgerichtlichen Klärungs- und Mediationsinstanzen bei 
Konflikten in Jobcentern. Der Vorschlag ist Teil eines 
Ideenkatalogs zu einer erklärt radikaleren Neuausrichtung der 
Arbeitsmarktpolitik, um mehr Langzeitarbeitslose in Jobs zu 
bringen. Matthias Knuth vom Institut Arbeit und Qualifikation 
an der Universität Duisburg-Essen schlägt in diesem 
Zusammenhang vor, sich von der Leitidee von Hartz IV zu 
verabschieden. Erfolgreich könnten die Jobcenter in Sachen 
Vermittlung nur sein, wenn es ihnen gelinge, die 
Selbstbehauptungskräfte ihrer „Kunden“ zu stärken. Neben 
Mediationsinstanzen bedeutet das für Knuth einen Umgang in 
den Behörden auf Augenhöhe, die ernsthafte Berücksichtigung 
von Wünschen der Klienten sowie den Abschluss von 
Eingliederungsvereinbarungen nur auf freiwilliger Basis. 

kurz notiert

Ralf Lange

54, ist Mediator sowie als Projektent-
wickler bei der Lawaetz-Stiftung in 
Hamburg tätig. Diese setzt sich unter 
anderem für die Entwicklung alternati-
ver Wohn- und Bauprojekte ein und 
vermittelt zwischen Behörden und 
AktivistInnen. So ist die Stiftung auch 
offizielle Eigentümerin der Roten Flora.

Sie sprachen die Euphorie an, mit 
der die Gruppen in die Bauprojekte 
starten. Sind da zu viele Menschen 
zu blauäugig?

Wer Bauprojekte in einer Gruppe 
umsetzen will, sollte den Umgang mit 
Enttäuschung gelernt haben. Auch viel 
Geduld und Frustrationstoleranz gehö-
ren dazu, denn Bauen hat immer mit 
Unwägbarkeiten zu tun. Dies wird gerne 
in der Euphorie der Konzept- und Pla-
nungsphase übersehen.

Haben Sie als Mediator das Gefühl, 
gerufen zu werden, wenn’s eigentlich 
schon viel zu spät ist?

Mediatoren sind keine Wunderhei-
ler. Oft werden wir tatsächlich erst sehr 
spät gerufen. Es wäre wünschenswert, 
dass die Alarmglocken früher klingeln 
und der Weg der Mediation im eigenen 
Interesse beherzt gegangen wird.

Landet der Fall sonst schnell vor Ge-
richt?

Wir kennen in Deutschland die Tra-
dition, dass Konflikte beim Planen 
und Bauen juristisch geklärt werden. 
Uns fehlt im Bereich des Planens und 
Bauens noch eine Mediationstradition, 
die Schwierigkeiten frühzeitig erkenn-
bar und jenseits einer gerichtlichen Klä-
rung professionell bearbeitbar macht. 
Ich bin davon überzeugt, dass die Me-
diation als Verfahren sehr nützlich 
werden kann, insbesondere für Bau-
gemeinschaftsprojekte. Nicht zuletzt 
sind Mediationsverfahren häufig kos-
tengünstiger und zugleich schneller im 
Vergleich zu juristischen Klärungen.

Gibt es dafür genügend Hilfsange-
bote?

Über die Mediationsverbände gibt es 
in Deutschland inzwischen einige Me-
diatoren, die sich auf das Thema Planen 
und Bauen konzentrieren. Zugleich soll-
ten aus meiner Sicht präventive Maß-
nahmen und Instrumente stärker po-

nord 🐾 thema konfliktmanagement

Von Joachim Göres

Es sind Aktionen wie die vor 
dem Internationalen Mariti-
men Museum in Hamburg, mit 
der das Norddeutsche Netz-
werk Friedenspädagogik für Ge-
waltfreiheit werben will: Bunte 
Strickkunst umhüllte da vor drei 
Jahren die Kanonen des Flagg-
schiffs Lord Nelsons. Die Ak-
tion unter dem Motto „Präser-
vative für Kanonen“ sollte den 
Blick auf die kritiklose Darstel-
lung von Waffen und Gewalt in 
dem Museum lenken.

In dem Netzwerk haben sich 
Gruppen wie der Verein „Kul-
turpixel“, das „Institut für kon-
struktive Konfliktaustragung 
und Mediation“ (siehe Text un-
ten), die „Peace Brigades Inter-
national“ sowie kirchliche Ini-
tiativen zusammengeschlos-
sen, die sich für Gewaltfreiheit 
bei Konflikten zwischen Indivi-
duen, Gesellschaften und Staa-
ten einsetzen.

„Unsere Kurse zum Thema 
Flüchtlinge und Fluchtursa-
chen sind ausgebucht“, sagt Pas-
tor Lutz Krügener, Referent für 
Friedensarbeit in der evange-
lisch-lutherischen Landeskirche 
Hannover. Gleichzeitig nehme 
bei engagierten Menschen die 
Haltung zu, dass einem nichts 
anderes mehr übrig bleibe, als 
militärisch einzugreifen.

Kein radikaler 
Pazifismus
Krügener bildet unter ande-
rem Multiplikatoren aus, die in 
Schulen oder Kirchengemein-
den Projekte zu Themen wie Ge-
walt, Rassismus, globale Gerech-
tigkeit oder Flüchtlinge durch-
führen. Dabei sieht er in dem 
Netzwerk keinen Konsens für 
eine radikalpazifistische Hal-
tung. „Militärische Gewalt ist 
die Ultima Ratio und der 100. 
Schritt in einem Konflikt. Ich 
will über die 99 Schritte davor 
sprechen“, sagt er.

Die Netzwerker wollen zei-
gen, wie erfolgreich Vermitt-
lungsbemühungen in Konflik-
ten sein können. Die Wander-
ausstellung „Peace Counts. Die 
Erfolge der Friedensmacher“ 
präsentiert Reportagen über 
Menschen unter anderem in 
Indien, Armenien und dem Li-
banon, die über ethnische, re-
ligiöse und politische Barrie-
ren hinweg verfeindete Lager 
zusammengebracht haben. „Es 
gibt viele erfolgreiche zivile An-
sätze, doch sie dringen nicht in 
die Öffentlichkeit durch“, sagt 
Krügener.

Paul Steffen sieht das etwas 

anders. Er ist Politikwissen-
schaftler an der „Jungen Aka-
demie für Zukunftsfragen“ im 
evangelischen Kirchenkreis 
Hamburg-West/Südholstein 
und wie Krügener im Netzwerk 
aktiv: „Es stimmt zwar, dass Ge-
schichten, die in ‚Peace Counts‘ 
erzählt werden, oft in der ak-
tuellen Berichterstattung über 
Konflikte und Kriege unterge-
hen“, sagt er. Aber: „In Ham-
burg haben wir die Ausstellung 
in Schulen gezeigt und die Reso-
nanz war sehr positiv.“

Durch die Fluchtbewegun-
gen sei in Deutschland das Ver-
ständnis für globale Ungerech-
tigkeiten gestiegen. „In meinen 
Kursen zum Thema Islam und 
Vorurteil berichten Menschen 
immer wieder von ihren posi-
tiven Erlebnissen mit Flüchtlin-
gen und gleichzeitig von ihrer 
Angst vor Terror. Es ist befrei-
end, darüber sprechen zu kön-
nen“, sagt Steffen.

Mit seinen Ideen muss sich 
das Netzwerks dabei mittler-
weile gegen mächtige Konkur-
renz behaupten: Die Bundes-
wehr wirbt in Schulen verstärkt 
um Nachwuchs mit kostenlosen 
Vorträgen. Teilweise auch spiele-
risch: In „Polis“, einem interakti-
ven Planspiel der Bundeswehr, 
dessen Name für „Politik und In-
ternationale Sicherheit“ steht, 
übernehmen Schüler unter an-
derem die Rolle von Staaten.

Eine andere Perspektive bie-
tet da das von Friedenspädago-
gen entwickelte Planspiel „Civil 
Powker“, in dem Schüler über-
legen können, wie man einen 
Konflikt friedlich löst und wel-
chen Einfluss Individuen, Ini-
tiativen und Unternehmen in 
Deutschland ausüben können 
– zum Beispiel durch Demons-
trationen und Kontakte zur be-
troffenen Bevölkerung in einer 
Krisenregion oder durch das 
Einfrieren von Kapital. 

Dass das Spiel weniger be-
kannt ist als das der Bundes-
wehr, liegt für Krügener auf der 
Hand. „Anbieter für einen Pro-
jekttag mit Civil Powker wie die 
Peace Brigades sind auf Hono-
rare und Fahrtkosten angewie-
sen, im Gegensatz zur Bundes-
wehr.“

Bereits seit zehn Jahren orga-
nisiert das Netzwerk einmal im 
Jahr eine Fachtagung für alle In-
teressierten mit Vorträgen und 
Workshops. Die nächste findet 
vom 22. bis 24. Februar in Bad 
Bevensen statt. Unter anderem 
wird ein OSZE-Beobachter über 
seine Erfahrungen beim Einsatz 
in der Ukraine sprechen.

netzwerk-friedenspaedagogik.de

Das Norddeutsche Netzwerk 
Friedenspädagogik wirbt für Alternativen zur 
Kriegslogik. Nächste Tagung im Februar

Kämpfer für 
den Frieden 

Es klingt paradox: Die Deutschen streiten sich im-
mer mehr – gleichzeitig haben die Gerichte so we-
nig Fälle wie schon lange nicht mehr. Die Folge ist, 
dass Gerichte geschlossen werden könnten. Über 
die Ursachen streiten die Experten.

Laut dem aktuellen „Streitatlas“ der Rechts-
schutzversicherung Advocard gab es vergange-
nes Jahr hochgerechnet 25,1 Streitfälle pro 100 
Einwohner. 2014 waren es noch 22,3 Streitfälle. 
„In Deutschland kann man heutzutage immer 
schneller in einen Streit verwickelt werden“, er-
klärt Advocard-Chef Peter Stahl. Doch Streit ist ein 
dehnbarer Begriff: Der Rechtsschutzversicherer 
versteht darunter jeden Anruf mit einem recht-
lichen Problem. Vor Gericht landen davon die we-
nigsten.

Das Statistische Bundesamt vermeldet seit Jah-
ren sinkende Eingangszahlen an Deutschlands 
Gerichten: Im Zivilbereich gingen die Eingänge 
zwischen 2003 und 2016 um 30 Prozent zurück. 
Auch bei den anderen Gerichten sanken die Kla-
gezahlen um 15 bis 50 Prozent. Einzige Ausnahme: 
Die Verwaltungsgerichte befanden sich 2016 we-
gen der Asylverfahren wieder auf dem Niveau von 
2003 – zuvor waren die Fallzahlen aber jahrelang 
gesunken.

Wenn die Klageebbe noch lange anhält, könn-
ten Gerichtsstandorte geschlossen werden. Vor al-
lem betroffen wären wohl kleine Amtsgerichte auf 
dem Land, vermutet die Rechtsforscherin Caro-
line Meller-Hannich. Eine Blaupause könnte die 
Gerichtsstrukturreform in Mecklenburg-Vorpom-
mern sein, die dieses Jahr abgeschlossen wurde: 
Von einst 21 Amtsgerichten wurden fünf geschlos-
sen und sechs in Zweigstellen umgewandelt. Ein 
Volksbegehren gegen die Schließungen war ge-
scheitert.

Laut Sven Rebehn, Bundesgeschäftsführer des 
Deutschen Richterbundes (DRB), können die Ex-
perten über die Ursachen nur spekulieren, weil 

belastbare Studien dazu fehlen. „Es spricht eini-
ges dafür, dass Bürger und Unternehmen ihre 
Konflikte zunehmend außerhalb der Justiz lösen 
und auf außergerichtliche Mediationen oder an-
dere Modelle der Streitschlichtung ausweichen“, 
sagte Rebehn.

Diese Erklärung reicht den Berechnungen des 
Rechtssoziologen Hubert Rottleuthner zufolge 
aber nicht aus, um das Phänomen zahlenmäßig 
zu erklären. Ebenso wenig reichten der demogra-
fische Wandel und die gute wirtschaftliche Situa-
tion als Ursachen aus. Laut Meller-Hannich liegt 
es auch nicht an der im internationalen Vergleich 
moderaten Prozessdauer oder am mangelnden 
Vertrauen in die Richter: „Sie gelten in der Bevöl-
kerung nach wie vor als unbestechlich und fair“, 
sagt Meller-Hannich.

Die Rechtsforscherin glaubt aber, dass der sehr 
formalisierte Prozess rechtliche Laien womög-
lich vom Gang vor Gericht abschrecken kann. 
Der Rückgang der Klagen sei eine „Aufforderung 
an die Justiz, sich dem Wettbewerb mit anderen 
Streitlösungen zu stellen.“

Sven Rebehn vom Richterbund fordert die Bun-
desregierung auf, „rasch eine breit angelegte Stu-
die in Auftrag zu geben, die mögliche Hürden 
beim Zugang zur staatlichen Justiz offenlegt und 
Reformvorschläge macht“.

Nutznießer der Situation könnten Rechts-
schutzversicherer sein. Sie werben nach Beobach-
tung von Meller-Hannich offensiv für außerge-
richtliche Streitbeilegungen. Ein Grund: Eine Me-
diation oder Schlichtung ist oftmals billiger und 
risikoärmer als ein Prozess. Die Rechtsschutzver-
sicherern haben dabei im Moment weniger Pro-
bleme: Die Angst vor rechtlichen Problemen treibt 
ihnen jedenfalls viele Kunden zu – die Zahl der 
Verträge ist so hoch wie noch nie. (afp)

Klage-Ebbe 
bedroht die 
Gerichte
Deutsche streiten sich immer mehr – 
doch die Gerichte haben immer 
weniger Fälle, weil es immer mehr 
Mediationen gibt. Über die Ursachen 
streiten Experten

„Es spricht einiges dafür,  
dass Bürger und Unternehmen 
ihre Konflikte zunehmend 
außerhalb der Justiz lösen  
und auf außergerichtliche 
Mediationen ausweichen“
Sven Rebehn, Bundesgeschäftsführer  
des Deutschen Richterbundes

Mediation 
gefragt: Werden 

bei Bauprojekten 
Arbeiten nicht 

korrekt ausge-
führt, ist das für 
Gruppen, die als 

Bauträger 
auftreten, eine 

besondere 
Herausforderung 
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pularisiert werden, um die Bauwilligen 
möglichst früh im Laufe des Prozesses 
mit dem Mediationsverfahren vertraut 
zu machen. Gut geklärte Konflikte sind 
zugleich eine Chance für alle Beteilig-
ten, langfristig zu einem vertrauens-
vollen Miteinander zu kommen. Diese 
Lernchance bietet das Verfahren der 
Mediation im Unterschied zur gericht-
lichen Klärung, die häufig Gewinner 
und Verlierer zurücklässt.

Von Joachim Göres

Wie kann ich Konflikte besser lösen? Wie 
können Krisen durch eine veränderte 
Kommunikation leichter entschärft wer-
den? Mit solchen Fragen kommen Inter-
essentinnen und Interessenten an einer 
Mediatorenausbildung zum Hamburger 
Institut für konstruktive Konfliktaustra-
gung und Mediation (IKM). „Die meisten 
Teilnehmer sind Lehrer, Erzieher oder So-
zialarbeiter“, sagt Mitarbeiterin Maren 
Fröhling, „aber immer häufiger melden 
sich inzwischen junge Leute am Ende ih-
res Studiums oder Verantwortliche aus 
Personalabteilungen von Unternehmen 

an.“ Das Institut ist dabei durchaus er-
folgreich: Die Nachfrage an der Ausbil-
dung steige, sagt Fröhlich. 

Das IKM hat in einem bundesweiten 
Pilotprojekt Bewohner von Flüchtlings-
unterkünften in Hamburg zu sogenann-
ten „Community Lotsen“ ausgebildet, 
die als Ansprechpartner und Ratgeber 
für Mitbewohner, aber auch als ihre In-
teressenvertreter aktiv werden. Ein IKM-
Grundsatz lautet: „Im Interesse einer de-
mokratischen Entwicklung der Gesell-
schaft sollte Konfliktlösung primär eine 
Aufgabe gesellschaftlicher Interaktion 
sein und erst sekundär eine Frage staat-
licher Intervention.“

Steigende Nachfrage bei der Mediatorenausbildung  Gesprächsführung
 Einzelberatung
 Emotionsmanagement
 Mediation

 Machtstrukturen und Hierarchie
 Rechtsfragen
 Organisationsentwicklung
 Supervision

Konfliktberatung und Mediation
BerufsbegleitendeWeiterbildung an 13Wochenenden
von April 2018 bis Januar 2020

Infoveranstaltung am 22.02.2018

Zentrum fürWeiterbildung
Michaela Tzankoff
michaela.tzankoff@uni-hamburg.de
Tel. +49 40 42838-9715, -9700
www.zfw.uni-hamburg.de/konflikt

Mediation in Gruppen und Teams
AufbauendeWeiterbildung für ausgebildete Mediatorinnen
und Mediatoren
kompakt an 4Wochenenden von Februar bis Juni 2018

Die Beschäftigung und Auseinandersetzung mit
gewaltbereiten Erwachsenen und Verhaltensauffäl-
ligen Kindern und Jugendlichen, hat sich, von einer
zunächst periodenhaften Erscheinung, zu einem
Dauerthema und einer fachlichen Auseinandersetzung entwickelt. Über-
forderungen der pädagogischen Fachkräfte aus Jugendhilfe und Schule,
Mitarbeitende aus Justiz, Behörden und anderen Bereichen mit Gewaltpo-
tential, sind hierbei keine Seltenheit.
Doch die Ohnmacht dagegen lässt sich mit unseren Ansätzen und Me-
thoden durchbrechen, um gewaltaffine Situationen zu verhindern oder zu
deeskalieren.

Das Anti-Aggressivitäts-Training & Coolness-Training (AAT / CT®) nutzt
verschiedene Ansätze der Gewaltbearbeitung und Gewaltprävention.
Unsere Erfahrungen der letzten Jahre haben verdeutlicht, dass erst eine
fachliche Kombination der unterschiedlichen Ansätze, den zahlreichen Er-
scheinungsformen und der Komplexität von Gewalttaten gerecht werden.
In der Zusatzqualifikation werden die verschiedenen Methoden zu einem
pädagogisch herausfordernden Arbeitsstil gebündelt. So steht für die un-
terschiedlichen Phänomene gewalttätigen Verhaltens ein umfassendes
und differenziertes Handlungsset zur Verfügung. Wohlwollende aber kon-
sequente Pädagogik wird so zu einem erfolgreichem Werkzeug im Um-
gang mit dem Thema Gewalt.

www.konfrontative-paedagogik.de
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Interview André Zuschlag

taz: Herr Lange, wann benötigen 
Baugemeinschaften und Wohnpro-
jekte Mediatoren?

Ralf Lange: Wenn Menschen ge-
meinsam ein Haus bauen und bewirt-
schaften möchten, geht das häufig 
nicht reibungslos vonstatten. In der 
Regel ist eine Mediation äußerst sel-
ten nötig. Die Lawaetz-Stiftung hatte 
als Projektentwicklerin von bislang 
fast 100 Baugemeinschaftsprojek-
ten noch keinen Mediationsfall. Ich 
selbst konnte als Mediator außerhalb 
meiner Arbeit als Baubetreuer der 
 Lawaetz-Stiftung bislang fünf Bauge-
meinschaften im Rahmen einer Me-
diation unterstützen. Meistens geht es 
dabei darum, dass die Gruppe einen 
schwierigen Klärungsprozess entwe-
der in Eigenregie oder mit externer 
Unterstützung organisiert.

Kriegt man das nicht alleine hin?
Ob die Gruppe diesen Ausgleich der 

Interessen ohne weitere Unterstüt-
zung von außen schafft, hängt stark 
von den handelnden Akteuren und 
deren Kompetenzen ab. Eine Media-
tion kann dabei helfen, in festgefah-
renen Situationen wieder Bewegung 
in den Klärungsprozess zu bringen.

Was sind typische Anlässe für 
Konflikte?

Da stellt sich zunächst die Frage: In 
welcher Phase des Bauprojekts befin-
den wir uns gerade? Am Anfang steht 
die Gruppen- und Ideenfindung. Hier 
kann es bereits unterschiedliche Inte-
ressen, Wünsche und Ziele der Initia-
toren geben. Diese möglichen Diffe-
renzen müssen transparent gemacht 
und ausgehandelt werden. Dann muss 
die Gruppe ein geeignetes Grund-
stück finden, auf das sich alle Betei-
ligten einigen können. Danach folgt 

die Planungsphase, die in enger Zu-
sammenarbeit mit Architekten, Bau-
betreuern und Fachplanern organi-
siert wird. Häufig lassen sich nicht 
alle Wünsche erfüllen, schließlich 
müssen Finanzierungen und Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen geklärt 
werden. Bei dieser Entwicklungsar-
beit können Spannungen, Irritatio-
nen und Frus trationen auftreten, die 
bei Bedarf im Rahmen einer Media-
tion bearbeitet werden können.

Und wenn das geklärt ist?
Auch in der Bauphase können Pro-

bleme auftreten. Wenn etwa die Auf-
träge nicht so ausgeführt werden, wie 
erwartet. Dort können häufig hohe 
Kostenrisiken entstehen. Und zuletzt 
können nach dem Einzug ganz klassi-
sche Konflikte auftreten wie etwa ru-
hestörender Lärm oder unterschied-
liche Sauberkeitsstandards. Da stellt 
sich dann vielleicht heraus, dass die 
Lebensgewohnheiten doch nicht so 
kompatibel sind, wie anfangs ge-
dacht. Wenn es hier in einer Bauge-
meinschaft zu Spannungen kommt, 
können mit dem Instrument der Me-
diation kreative Lösungen im Dialog 
gefunden werden. Nach meiner Über-
zeugung ist es durchaus ein Zeichen 
von Stärke, wenn die Gruppe anlassbe-
zogen MediatorInnen zur Unterstüt-
zung beauftragt.

Welches sind die Momente, in de-
nen die Gefahr eines Scheiterns sol-
cher Bauprojekte am größten sind?

Am Anfang ist die Stimmung übli-
cherweise gut, alle sind optimistisch 
und freuen sich über das anstehende 
Projekt, das gemeinsam gestaltet wer-
den soll. Das erste Nadelöhr erlebe ich 
bei der Wahl des Grundstücks und im 
Bewerbungsprozess. Das zweite bei 
der Wahl eines geeigneten Architek-
turbüros und bei der nachfolgenden 

Planung der Wohnungen. Viele Men-
schen versprechen sich von dem Pro-
jekt sehr viel. Wenn sich diese ho-
hen Erwartungen aber nicht erfül-
len lassen, weil das Grundstück oder 
der Bebauungsplan dies nicht zulas-
sen, kann es schwierig werden. Dann 
können vitale Partikularinteressen, 
die einen Kompromiss erschweren, 
im Wege stehen. Eine Kompromiss-
fähigkeit ist aber erforderlich, wenn 
das Projekt funktionieren soll.

Was machen Sie als Mediator 
dann? Die Leute darauf hinweisen, 
dass sie sich vielleicht gerade etwas 
egoistisch verhalten?

Nein, denn das wäre eine bewer-
tende und strafende Intervention, 
die nicht zur Haltung und Aufgabe 
der Mediation passt. Als Mediator 
muss ich für alle Beteiligten Empa-
thie entwickeln und deren Perspekti-
ven einnehmen können. Bei Baupro-
jekten gibt es vitale Eigeninteressen, 
die nachvollziehbar kommuniziert 
werden müssen. Zugleich geht es da-
rum, die Beteiligten in der Mediation 
zu einem Perspektivwechsel zu ermu-
tigen und sich in die Situation der an-
deren Beteiligten hinein zu versetzen. 
Dann können die Probleme auch wirk-
lich besprochen und bestenfalls ge-
klärt werden.

Wie geht das konkret?
Zum Beispiel, indem die sachli-

chen Kernpunkte eines Konfliktes in 
einer Themenliste zusammengefasst 
und dann in einem empathischen Di-
alog bearbeitet werden. Das Ziel einer 
Mediation ist dabei stets, dass die Par-
teien gemeinsam Kompromisse und 
Interessenausgleiche erarbeiten. Sind 
die Konflikte nicht im Zuge eines Inte-
ressenausgleiches zu klären, kann am 
Ende einer Mediation auch die Tren-
nung ein Thema sein.

„Bauen in der Gruppe bedeutet,  
auch mit Enttäuschungen zu leben“
Kollektive Bau- und Wohnprojekte laufen nicht immer harmonisch ab. Schon bei der Ideenfindung, aber auch bei der Finanzierung – oder gar 
durch ruhestörende Nachbarn nach dem Einzug – lauern Konflikte. Mediatoren können bei Problemen vermitteln

Infos für Prozessbegleiter
Wer Prozessbegleiter in Organisationen werden möchte, kann 
sich am Donnerstag den 18. Januar in Hamburg über einen 
Aufbaukurs der Lüneburger Mediationsstelle „Brückenschlag“ 
informieren, und zwar in der „Kaffeewelt“, Böckmannstraße 
3–4. Um Anmeldung wird gebeten, nähere Infos gibt es im Netz 
auf www.bs-lg.de. 

Mediationsinstanzen in Jobcentern?
Arbeitsmarktexperten fordern unter anderem die Einrichtung 
von vorgerichtlichen Klärungs- und Mediationsinstanzen bei 
Konflikten in Jobcentern. Der Vorschlag ist Teil eines 
Ideenkatalogs zu einer erklärt radikaleren Neuausrichtung der 
Arbeitsmarktpolitik, um mehr Langzeitarbeitslose in Jobs zu 
bringen. Matthias Knuth vom Institut Arbeit und Qualifikation 
an der Universität Duisburg-Essen schlägt in diesem 
Zusammenhang vor, sich von der Leitidee von Hartz IV zu 
verabschieden. Erfolgreich könnten die Jobcenter in Sachen 
Vermittlung nur sein, wenn es ihnen gelinge, die 
Selbstbehauptungskräfte ihrer „Kunden“ zu stärken. Neben 
Mediationsinstanzen bedeutet das für Knuth einen Umgang in 
den Behörden auf Augenhöhe, die ernsthafte Berücksichtigung 
von Wünschen der Klienten sowie den Abschluss von 
Eingliederungsvereinbarungen nur auf freiwilliger Basis. 

kurz notiert

Ralf Lange

54, ist Mediator sowie als Projektent-
wickler bei der Lawaetz-Stiftung in 
Hamburg tätig. Diese setzt sich unter 
anderem für die Entwicklung alternati-
ver Wohn- und Bauprojekte ein und 
vermittelt zwischen Behörden und 
AktivistInnen. So ist die Stiftung auch 
offizielle Eigentümerin der Roten Flora.

Sie sprachen die Euphorie an, mit 
der die Gruppen in die Bauprojekte 
starten. Sind da zu viele Menschen 
zu blauäugig?

Wer Bauprojekte in einer Gruppe 
umsetzen will, sollte den Umgang mit 
Enttäuschung gelernt haben. Auch viel 
Geduld und Frustrationstoleranz gehö-
ren dazu, denn Bauen hat immer mit 
Unwägbarkeiten zu tun. Dies wird gerne 
in der Euphorie der Konzept- und Pla-
nungsphase übersehen.

Haben Sie als Mediator das Gefühl, 
gerufen zu werden, wenn’s eigentlich 
schon viel zu spät ist?

Mediatoren sind keine Wunderhei-
ler. Oft werden wir tatsächlich erst sehr 
spät gerufen. Es wäre wünschenswert, 
dass die Alarmglocken früher klingeln 
und der Weg der Mediation im eigenen 
Interesse beherzt gegangen wird.

Landet der Fall sonst schnell vor Ge-
richt?

Wir kennen in Deutschland die Tra-
dition, dass Konflikte beim Planen 
und Bauen juristisch geklärt werden. 
Uns fehlt im Bereich des Planens und 
Bauens noch eine Mediationstradition, 
die Schwierigkeiten frühzeitig erkenn-
bar und jenseits einer gerichtlichen Klä-
rung professionell bearbeitbar macht. 
Ich bin davon überzeugt, dass die Me-
diation als Verfahren sehr nützlich 
werden kann, insbesondere für Bau-
gemeinschaftsprojekte. Nicht zuletzt 
sind Mediationsverfahren häufig kos-
tengünstiger und zugleich schneller im 
Vergleich zu juristischen Klärungen.

Gibt es dafür genügend Hilfsange-
bote?

Über die Mediationsverbände gibt es 
in Deutschland inzwischen einige Me-
diatoren, die sich auf das Thema Planen 
und Bauen konzentrieren. Zugleich soll-
ten aus meiner Sicht präventive Maß-
nahmen und Instrumente stärker po-
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Von Joachim Göres

Es sind Aktionen wie die vor 
dem Internationalen Mariti-
men Museum in Hamburg, mit 
der das Norddeutsche Netz-
werk Friedenspädagogik für Ge-
waltfreiheit werben will: Bunte 
Strickkunst umhüllte da vor drei 
Jahren die Kanonen des Flagg-
schiffs Lord Nelsons. Die Ak-
tion unter dem Motto „Präser-
vative für Kanonen“ sollte den 
Blick auf die kritiklose Darstel-
lung von Waffen und Gewalt in 
dem Museum lenken.

In dem Netzwerk haben sich 
Gruppen wie der Verein „Kul-
turpixel“, das „Institut für kon-
struktive Konfliktaustragung 
und Mediation“ (siehe Text un-
ten), die „Peace Brigades Inter-
national“ sowie kirchliche Ini-
tiativen zusammengeschlos-
sen, die sich für Gewaltfreiheit 
bei Konflikten zwischen Indivi-
duen, Gesellschaften und Staa-
ten einsetzen.

„Unsere Kurse zum Thema 
Flüchtlinge und Fluchtursa-
chen sind ausgebucht“, sagt Pas-
tor Lutz Krügener, Referent für 
Friedensarbeit in der evange-
lisch-lutherischen Landeskirche 
Hannover. Gleichzeitig nehme 
bei engagierten Menschen die 
Haltung zu, dass einem nichts 
anderes mehr übrig bleibe, als 
militärisch einzugreifen.

Kein radikaler 
Pazifismus
Krügener bildet unter ande-
rem Multiplikatoren aus, die in 
Schulen oder Kirchengemein-
den Projekte zu Themen wie Ge-
walt, Rassismus, globale Gerech-
tigkeit oder Flüchtlinge durch-
führen. Dabei sieht er in dem 
Netzwerk keinen Konsens für 
eine radikalpazifistische Hal-
tung. „Militärische Gewalt ist 
die Ultima Ratio und der 100. 
Schritt in einem Konflikt. Ich 
will über die 99 Schritte davor 
sprechen“, sagt er.

Die Netzwerker wollen zei-
gen, wie erfolgreich Vermitt-
lungsbemühungen in Konflik-
ten sein können. Die Wander-
ausstellung „Peace Counts. Die 
Erfolge der Friedensmacher“ 
präsentiert Reportagen über 
Menschen unter anderem in 
Indien, Armenien und dem Li-
banon, die über ethnische, re-
ligiöse und politische Barrie-
ren hinweg verfeindete Lager 
zusammengebracht haben. „Es 
gibt viele erfolgreiche zivile An-
sätze, doch sie dringen nicht in 
die Öffentlichkeit durch“, sagt 
Krügener.

Paul Steffen sieht das etwas 

anders. Er ist Politikwissen-
schaftler an der „Jungen Aka-
demie für Zukunftsfragen“ im 
evangelischen Kirchenkreis 
Hamburg-West/Südholstein 
und wie Krügener im Netzwerk 
aktiv: „Es stimmt zwar, dass Ge-
schichten, die in ‚Peace Counts‘ 
erzählt werden, oft in der ak-
tuellen Berichterstattung über 
Konflikte und Kriege unterge-
hen“, sagt er. Aber: „In Ham-
burg haben wir die Ausstellung 
in Schulen gezeigt und die Reso-
nanz war sehr positiv.“

Durch die Fluchtbewegun-
gen sei in Deutschland das Ver-
ständnis für globale Ungerech-
tigkeiten gestiegen. „In meinen 
Kursen zum Thema Islam und 
Vorurteil berichten Menschen 
immer wieder von ihren posi-
tiven Erlebnissen mit Flüchtlin-
gen und gleichzeitig von ihrer 
Angst vor Terror. Es ist befrei-
end, darüber sprechen zu kön-
nen“, sagt Steffen.

Mit seinen Ideen muss sich 
das Netzwerks dabei mittler-
weile gegen mächtige Konkur-
renz behaupten: Die Bundes-
wehr wirbt in Schulen verstärkt 
um Nachwuchs mit kostenlosen 
Vorträgen. Teilweise auch spiele-
risch: In „Polis“, einem interakti-
ven Planspiel der Bundeswehr, 
dessen Name für „Politik und In-
ternationale Sicherheit“ steht, 
übernehmen Schüler unter an-
derem die Rolle von Staaten.

Eine andere Perspektive bie-
tet da das von Friedenspädago-
gen entwickelte Planspiel „Civil 
Powker“, in dem Schüler über-
legen können, wie man einen 
Konflikt friedlich löst und wel-
chen Einfluss Individuen, Ini-
tiativen und Unternehmen in 
Deutschland ausüben können 
– zum Beispiel durch Demons-
trationen und Kontakte zur be-
troffenen Bevölkerung in einer 
Krisenregion oder durch das 
Einfrieren von Kapital. 

Dass das Spiel weniger be-
kannt ist als das der Bundes-
wehr, liegt für Krügener auf der 
Hand. „Anbieter für einen Pro-
jekttag mit Civil Powker wie die 
Peace Brigades sind auf Hono-
rare und Fahrtkosten angewie-
sen, im Gegensatz zur Bundes-
wehr.“

Bereits seit zehn Jahren orga-
nisiert das Netzwerk einmal im 
Jahr eine Fachtagung für alle In-
teressierten mit Vorträgen und 
Workshops. Die nächste findet 
vom 22. bis 24. Februar in Bad 
Bevensen statt. Unter anderem 
wird ein OSZE-Beobachter über 
seine Erfahrungen beim Einsatz 
in der Ukraine sprechen.

netzwerk-friedenspaedagogik.de

Das Norddeutsche Netzwerk 
Friedenspädagogik wirbt für Alternativen zur 
Kriegslogik. Nächste Tagung im Februar

Kämpfer für 
den Frieden 

Es klingt paradox: Die Deutschen streiten sich im-
mer mehr – gleichzeitig haben die Gerichte so we-
nig Fälle wie schon lange nicht mehr. Die Folge ist, 
dass Gerichte geschlossen werden könnten. Über 
die Ursachen streiten die Experten.

Laut dem aktuellen „Streitatlas“ der Rechts-
schutzversicherung Advocard gab es vergange-
nes Jahr hochgerechnet 25,1 Streitfälle pro 100 
Einwohner. 2014 waren es noch 22,3 Streitfälle. 
„In Deutschland kann man heutzutage immer 
schneller in einen Streit verwickelt werden“, er-
klärt Advocard-Chef Peter Stahl. Doch Streit ist ein 
dehnbarer Begriff: Der Rechtsschutzversicherer 
versteht darunter jeden Anruf mit einem recht-
lichen Problem. Vor Gericht landen davon die we-
nigsten.

Das Statistische Bundesamt vermeldet seit Jah-
ren sinkende Eingangszahlen an Deutschlands 
Gerichten: Im Zivilbereich gingen die Eingänge 
zwischen 2003 und 2016 um 30 Prozent zurück. 
Auch bei den anderen Gerichten sanken die Kla-
gezahlen um 15 bis 50 Prozent. Einzige Ausnahme: 
Die Verwaltungsgerichte befanden sich 2016 we-
gen der Asylverfahren wieder auf dem Niveau von 
2003 – zuvor waren die Fallzahlen aber jahrelang 
gesunken.

Wenn die Klageebbe noch lange anhält, könn-
ten Gerichtsstandorte geschlossen werden. Vor al-
lem betroffen wären wohl kleine Amtsgerichte auf 
dem Land, vermutet die Rechtsforscherin Caro-
line Meller-Hannich. Eine Blaupause könnte die 
Gerichtsstrukturreform in Mecklenburg-Vorpom-
mern sein, die dieses Jahr abgeschlossen wurde: 
Von einst 21 Amtsgerichten wurden fünf geschlos-
sen und sechs in Zweigstellen umgewandelt. Ein 
Volksbegehren gegen die Schließungen war ge-
scheitert.

Laut Sven Rebehn, Bundesgeschäftsführer des 
Deutschen Richterbundes (DRB), können die Ex-
perten über die Ursachen nur spekulieren, weil 

belastbare Studien dazu fehlen. „Es spricht eini-
ges dafür, dass Bürger und Unternehmen ihre 
Konflikte zunehmend außerhalb der Justiz lösen 
und auf außergerichtliche Mediationen oder an-
dere Modelle der Streitschlichtung ausweichen“, 
sagte Rebehn.

Diese Erklärung reicht den Berechnungen des 
Rechtssoziologen Hubert Rottleuthner zufolge 
aber nicht aus, um das Phänomen zahlenmäßig 
zu erklären. Ebenso wenig reichten der demogra-
fische Wandel und die gute wirtschaftliche Situa-
tion als Ursachen aus. Laut Meller-Hannich liegt 
es auch nicht an der im internationalen Vergleich 
moderaten Prozessdauer oder am mangelnden 
Vertrauen in die Richter: „Sie gelten in der Bevöl-
kerung nach wie vor als unbestechlich und fair“, 
sagt Meller-Hannich.

Die Rechtsforscherin glaubt aber, dass der sehr 
formalisierte Prozess rechtliche Laien womög-
lich vom Gang vor Gericht abschrecken kann. 
Der Rückgang der Klagen sei eine „Aufforderung 
an die Justiz, sich dem Wettbewerb mit anderen 
Streitlösungen zu stellen.“

Sven Rebehn vom Richterbund fordert die Bun-
desregierung auf, „rasch eine breit angelegte Stu-
die in Auftrag zu geben, die mögliche Hürden 
beim Zugang zur staatlichen Justiz offenlegt und 
Reformvorschläge macht“.

Nutznießer der Situation könnten Rechts-
schutzversicherer sein. Sie werben nach Beobach-
tung von Meller-Hannich offensiv für außerge-
richtliche Streitbeilegungen. Ein Grund: Eine Me-
diation oder Schlichtung ist oftmals billiger und 
risikoärmer als ein Prozess. Die Rechtsschutzver-
sicherern haben dabei im Moment weniger Pro-
bleme: Die Angst vor rechtlichen Problemen treibt 
ihnen jedenfalls viele Kunden zu – die Zahl der 
Verträge ist so hoch wie noch nie. (afp)

Klage-Ebbe 
bedroht die 
Gerichte
Deutsche streiten sich immer mehr – 
doch die Gerichte haben immer 
weniger Fälle, weil es immer mehr 
Mediationen gibt. Über die Ursachen 
streiten Experten

„Es spricht einiges dafür,  
dass Bürger und Unternehmen 
ihre Konflikte zunehmend 
außerhalb der Justiz lösen  
und auf außergerichtliche 
Mediationen ausweichen“
Sven Rebehn, Bundesgeschäftsführer  
des Deutschen Richterbundes

Mediation 
gefragt: Werden 

bei Bauprojekten 
Arbeiten nicht 

korrekt ausge-
führt, ist das für 
Gruppen, die als 

Bauträger 
auftreten, eine 

besondere 
Herausforderung 
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pularisiert werden, um die Bauwilligen 
möglichst früh im Laufe des Prozesses 
mit dem Mediationsverfahren vertraut 
zu machen. Gut geklärte Konflikte sind 
zugleich eine Chance für alle Beteilig-
ten, langfristig zu einem vertrauens-
vollen Miteinander zu kommen. Diese 
Lernchance bietet das Verfahren der 
Mediation im Unterschied zur gericht-
lichen Klärung, die häufig Gewinner 
und Verlierer zurücklässt.

Von Joachim Göres

Wie kann ich Konflikte besser lösen? Wie 
können Krisen durch eine veränderte 
Kommunikation leichter entschärft wer-
den? Mit solchen Fragen kommen Inter-
essentinnen und Interessenten an einer 
Mediatorenausbildung zum Hamburger 
Institut für konstruktive Konfliktaustra-
gung und Mediation (IKM). „Die meisten 
Teilnehmer sind Lehrer, Erzieher oder So-
zialarbeiter“, sagt Mitarbeiterin Maren 
Fröhling, „aber immer häufiger melden 
sich inzwischen junge Leute am Ende ih-
res Studiums oder Verantwortliche aus 
Personalabteilungen von Unternehmen 

an.“ Das Institut ist dabei durchaus er-
folgreich: Die Nachfrage an der Ausbil-
dung steige, sagt Fröhlich. 

Das IKM hat in einem bundesweiten 
Pilotprojekt Bewohner von Flüchtlings-
unterkünften in Hamburg zu sogenann-
ten „Community Lotsen“ ausgebildet, 
die als Ansprechpartner und Ratgeber 
für Mitbewohner, aber auch als ihre In-
teressenvertreter aktiv werden. Ein IKM-
Grundsatz lautet: „Im Interesse einer de-
mokratischen Entwicklung der Gesell-
schaft sollte Konfliktlösung primär eine 
Aufgabe gesellschaftlicher Interaktion 
sein und erst sekundär eine Frage staat-
licher Intervention.“

Steigende Nachfrage bei der Mediatorenausbildung  Gesprächsführung
 Einzelberatung
 Emotionsmanagement
 Mediation

 Machtstrukturen und Hierarchie
 Rechtsfragen
 Organisationsentwicklung
 Supervision

Konfliktberatung und Mediation
BerufsbegleitendeWeiterbildung an 13Wochenenden
von April 2018 bis Januar 2020

Infoveranstaltung am 22.02.2018

Zentrum fürWeiterbildung
Michaela Tzankoff
michaela.tzankoff@uni-hamburg.de
Tel. +49 40 42838-9715, -9700
www.zfw.uni-hamburg.de/konflikt

Mediation in Gruppen und Teams
AufbauendeWeiterbildung für ausgebildete Mediatorinnen
und Mediatoren
kompakt an 4Wochenenden von Februar bis Juni 2018

Die Beschäftigung und Auseinandersetzung mit
gewaltbereiten Erwachsenen und Verhaltensauffäl-
ligen Kindern und Jugendlichen, hat sich, von einer
zunächst periodenhaften Erscheinung, zu einem
Dauerthema und einer fachlichen Auseinandersetzung entwickelt. Über-
forderungen der pädagogischen Fachkräfte aus Jugendhilfe und Schule,
Mitarbeitende aus Justiz, Behörden und anderen Bereichen mit Gewaltpo-
tential, sind hierbei keine Seltenheit.
Doch die Ohnmacht dagegen lässt sich mit unseren Ansätzen und Me-
thoden durchbrechen, um gewaltaffine Situationen zu verhindern oder zu
deeskalieren.

Das Anti-Aggressivitäts-Training & Coolness-Training (AAT / CT®) nutzt
verschiedene Ansätze der Gewaltbearbeitung und Gewaltprävention.
Unsere Erfahrungen der letzten Jahre haben verdeutlicht, dass erst eine
fachliche Kombination der unterschiedlichen Ansätze, den zahlreichen Er-
scheinungsformen und der Komplexität von Gewalttaten gerecht werden.
In der Zusatzqualifikation werden die verschiedenen Methoden zu einem
pädagogisch herausfordernden Arbeitsstil gebündelt. So steht für die un-
terschiedlichen Phänomene gewalttätigen Verhaltens ein umfassendes
und differenziertes Handlungsset zur Verfügung. Wohlwollende aber kon-
sequente Pädagogik wird so zu einem erfolgreichem Werkzeug im Um-
gang mit dem Thema Gewalt.

www.konfrontative-paedagogik.de
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